
Melderegisterauskünfte  
 

Sie können bei Bedarf Auskunft über die aktuelle Meldeadresse von Personen erhalten, die 

in Bergkirchen wohnen bzw. früher wohnhaft waren. 

 

Aus Gründen des Datenschutzes darf lediglich die Adresse selbst, nicht aber Angaben zu 

Geburtstagen, Datum des Umzuges, Angaben zu Familienangehörigen mitgeteilt werden. 

 

Anfragen können schriftlich an das Einwohnermeldeamt Bergkirchen, Johann-Michael-

Fischer-Str. 1, 85232 Bergkirchen, (mit Vorabüberweisung oder mit Beilegung der 

Auskunftsgebühr in Form von Bargeld oder eines Verrechnungsschecks) oder persönlich 

(gegen Zahlung per EC-Karte oder in bar) erfolgen. 

 

Telefonische Meldeauskünfte sind bei privaten Anfragen nicht möglich. 

 

Bei Personen mit Auskunftssperre wegen Gefahr für Leib und Leben kann keinerlei Auskunft 

erteilt werden.  

 

Die Gebühr für eine einfache* Meldeauskunft beträgt 10,- €. 

 

Eine Zahlung per Nachnahme oder im Lastschriftverfahren ist nicht möglich. 
 
 
*Für die Erteilung einer erweiterten Melderegisterauskunft müssen Sie ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft machen. 
 

Erklärung zum Adresshandel (siehe Anhang) 

Laut § 44 Abs. 3 Nr. 2 Bundesmeldegesetzes (BMG) ist die Erteilung einer einfachen 

Melderegisterauskunft nur dann zulässig, wenn der Antragsteller erklärt, die Daten nicht für 

Zwecke der Werbung oder des Adresshandels zu verwenden. Daher ist die ausgefüllte und 

unterschriebene Erklärung zum Adresshandel bei einer schriftlichen Melderegisteranfrage 

beizulegen. 

  



Hinweise und Erklärung nach § 44 Abs. 3 Nr. 2 Bundesmeldegesetzes (BMG); 
das am 01.11.2015 in Kraft getreten ist 

 
Hinweise  
Laut § 44 Abs. 3 Nr. 2 BMG ist die Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft nur dann 
zulässig, wenn der Antragsteller erklärt, die Daten nicht für Zwecke der Werbung oder des 
Adresshandels zu verwenden  
Andernfalls muss dargelegt werden, dass die Auskunft zum Zwecke der Werbung oder des 
Adresshandels beantragt wird. Ist dies der Fall, so muss der Antragsteller angeben, dass der 
Betroffene vorher ihm gegenüber in die Übermittlung für jeweils diesen Zweck eingewilligt 
hat. Eine Einwilligung kann gegenüber der Meldebehörde als eine generelle Einwilligung für 
einen oder beide der dort genannten Zwecke erklärt und widerrufen werden. Liegt der 
Meldebehörde keine generelle Einwilligung vor, bedarf es der Einwilligung gegenüber der 
Auskunft verlangenden Person oder Stelle. Die Einwilligung gegenüber der Auskunft 
verlangenden Person oder Stelle muss gesondert erklärt werden und sich ausdrücklich auf 
die Einholung einer Melderegisterauskunft für jeweils diesen Zweck beziehen.  
Im schriftlichen Verfahren hat der Nachweis, Melderegisterauskünfte nicht für Zwecke der 
Werbung oder des Adresshandels zu verwenden, in Form einer unterschriebenen Erklärung 
des Antragsstellers zu erfolgen.  
 
 

Erklärung 
 

......................................................................................................................................  
 
......................................................................................................................................  
(Name und Anschrift des Antragstellers)  
 
Hiermit erkläre ich, dass die Anfrage zu folgender Person  
 
Name: .........................................................................................................  
 
Vorname .........................................................................................................  
 
Geburtsdatum: .........................................................................................................  
 
Adresse: .........................................................................................................  
 
auf eine Melderegisterauskunft nicht für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels 
verwendet wird.  
 
 
..................................... ............................................  
Ort, Datum Unterschrift  
 

Sollte Ihnen eine Zustimmungserklärung des Betroffenen bereits vorliegen, legen Sie diese 

bitte in Kopie bei. 

 


